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Schariavorbehalt

Das viral verbreitete Video sorgte für Aufregung bei Millionen scho­
ckierter Internetnutzer weltweit. Es zeigt einen jungen Mann, der auf 
dem Berliner Alexanderplatz freimütig erklärt: „Jeder, der sich als Mus­
lim bezeichnet, muss die Scharia wollen, auf der ganzen Welt! Ich will 
die Scharia in Deutschland, auf jeden Fall!“ Auf Nachfrage bestätigt er, 
dass es eine islamische Pflicht sei, auch Deutschland einzunehmen, 
„wenn es sein muss mit Gewalt!“ – Die Scharia als das aus dem Koran 
und der Sunna abgeleitete islamische Rechtssystem regelt das Zusam­
menleben in vielen islamischen Staaten weltweit. Da sie nicht kodifi­
ziert ist, hängt ihre Ausgestaltung von der Interpretation islamischer 
Gelehrter ab, weshalb die regionale Umsetzung je nach Tradition un­
terschiedlich ausfallen kann. Nach islamischer Auffassung ist Allah der 
oberste Gesetzgeber. Ein säkulares Rechtsverständnis mit dem Volk als 
Souverän ist nach dieser Lesart ausgeschlossen. In der wörtlichen Aus­
legung der Ursprungstexte, wie sie in Staaten wie Saudi-Arabien, Pa­
kistan oder Afghanistan gepflegt wird, bringt die Scharia jene drakoni­
schen Körperstrafen hervor, für die sie allgemein bekannt ist: Dieben 
droht das Abhacken einer Hand, für die Abwendung vom Glauben ist 
die Hinrichtung durch Kreuzigung vorgesehen. Für den Umgang mit 
Homosexuellen kennt die im Iran gepflegte Form der Scharia das Er­
hängen am Baukran, während Afghanistan die Steinigung bevorzugt. 

All das ist mit dem westlichen Verständnis der Menschenwürde un­
vereinbar. Die Organisation für Islamische Zusammenarbeit (OIZ) ent­
schloss sich deshalb im Jahr 1990 dazu, ein muslimisches Gegenstück 
zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zu vereinbaren: die 
Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam. Die Hauptleistung des 
Schriftstücks mit dem hoffnungsvollen Titel ist es, den Herrschaftsan­
spruch der Scharia in eine zeitgemäße Sprache zu übersetzen. So ist 
es laut Kairoer Erklärung verboten, „Leben zu nehmen, es sei denn aus 
einem von der Scharia vorgeschriebenen Grund“. Jeder Schutz des In­
dividuums, jede ihm eingeräumte Freiheit steht demnach unter dem 
Vorbehalt der Scharia, an deren unverrückbaren Grundsätzen die neu 
formulierten Rechte zu Staub zerfallen. Moderater gibt sich da schein­
bar die 2008 von der Arabischen Liga (LAS) beschlossene Arabische 
Charta der Menschenrechte. In ihr wird der Begriff nur noch dazu ver­
wendet, die zugesicherte Gleichberechtigung der Geschlechter in den 
„Rahmen der positiven Diskriminierung zugunsten von Frauen durch 
die islamische Scharia« zu setzen (Art. 3 III). Um den Zynismus zu kom­
plettieren, verzichtet die Charta keineswegs auf die zahlreichen wei­
teren Schariabezüge: Sie sind jetzt nur besser versteckt, in der Präam­
bel, die sich ihrerseits ausdrücklich auf die Kairoer Erklärung der Men­
schenrechte beruft. – „Wir wollen einen Islam, der auf der Grundlage 
des Grundgesetzes basiert und natürlich grundgesetzkonform ist!“, 
hatte Angela Merkel (CDU) 2018 verkündet. Ob das funktionieren 
wird? •
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Bürokratie. In seiner Bilanz zur 
Halbzeit der Legislaturperiode 
kommt der Nationale Normenkon-
trollrat zu einem ernüchternden 
 Ergebnis: „Noch nie war der lau­
fende Erfüllungsaufwand so hoch 
wie heute“, schreibt das unabhän­
gige Beratungsgremium der Bun­
desregierung. Gegenüber den Vor­
jahren sei die aus Bundesrecht 
stammende Belastung von Unter­
nehmen, Behörden und Bevölke­
rung stark gewachsen – um 9,3 Mrd. 
Euro pro Jahr und einmalig um 
23,7 Mrd. Euro. Die Expertenrunde 
schlägt deshalb vor, die sogenannte 
Belastungsbremse („One in, one 
out“) wirksamer auszugestalten: 
Der Erfüllungsaufwand für Ver­
waltungen und Bürger solle dort 
ebenfalls berücksichtigt, einmalige 
Umstellungsaufwände sollten in-
tegriert und EU-Recht einbezogen 
werden. Auch angesichts des „Per­
sonalnotstands“ pochen die Berater 
auf eine verstärkte Digitalisierung 
sowie die Einhaltung der Mindest­
fristen bei der Gesetzgebung. Der 
größte Kostentreiber sei im aktuel­
len Berichtszeitraum das Gebäude­
energiegesetz gewesen. Dringend 
notwendig sei zudem eine neue Fö­
deralismusreform, heißt es etwa mit 
Blick auf das Onlinezugangs­ sowie 
dessen Nachfolgegesetz. Bundes­
justizminister Marco Buschmann 
(FDP) sieht dennoch gute Nachrich­
ten: Mit dem „Wachstumschancen­
gesetz“ habe die Ampel koalition 
den Bürokratiekostenindex inzwi­
schen auf ein historisches Tief ge­
drückt. Mit dem „Bürokratieentlas­
tungsgesetz“ werde dieser Trend 
fortgesetzt, um gegen den „Büro­
kratie-Burn-Out“ der Unternehmen 
vorzugehen. Da der größte Teil des 
Erfüllungsaufwands aus der Um-
setzung von EU-Richtlinien folge, 
werde Deutschland sich gemeinsam 
mit Frankreich in Brüssel für eine 
Entbürokratisierungsinitiative stark 
machen. Für die Opposition mo­
nierte Günter Krings (CDU): „Trotz 
einer sich rapide verschlechternden 
Wirtschaftslage irrlichtert die Am­
pel mit immer neuen Vorschriften 
und Eingriffen.“ • jja
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